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weismittel dient ferner die Anklageschrift (vgl. § 155 
Abs. 1 Ziff. 3) und die Ladung des Angeklagten zur 
Hauptverhandlung unter Angabe der Beweismittel 
(vgl. §202 Abs. 1) sowie seine Teilnahme an der ge­
richtlichen Beweisaufnahme (vgl. §216).
Werden nach Abschluß der Ermittlungen vom 
Staatsanwalt oder vom Gericht weitere Beweismittel 
beigezogen, ist zu gewährleisten, daß der Beschul­
digte oder der Angeklagte über deren Inhalt eben­
falls unterrichtet wird.

1.4. Das Recht, alles vorzubringen, was die erhobene 
Beschuldigung ausräumen oder seine strafrechtliche 
Verantwortlichkeit mindern kann, wird über das 
Recht des Beschuldigten und des Angeklagten auf 
Anhörung (vgl. Art. 102 Abs. 1 Verfassung), auf Ver­
nehmung (vgl. §§47, 105, §222 Abs. 2, §224), über 
sein Fragerecht (vgl. § 229 Abs. 2), sein Recht auf 
Stellungnahme (vgl. § 230), auf Schlußvortrag (vgl. 
§ 238) und auf das letzte Wort (vgl. § 239) realisiert. 
Wird dem Angeklagten entgegen § 230 keine Mög­
lichkeit gegeben, sich zu jedem in der gerichtlichen 
Hauptverhandlung erhobenen Beweis zu äußern, 
wird sein Recht auf Verteidigung verletzt (vgl. MOG 
Berlin, Urteil vom 19. 8. 1969 - SB 1/69 MOG - 
BE). Das gleiche gilt, wenn sich der Angeklagte 
nicht gegen jede Beschuldigung verteidigen konnte 
(vgl. BG Potsdam, NJ, 1971/23, S.718). Die Aussa­
gen des Beschuldigten und des Angeklagten sind 
ein Beweismittel (vgl. § 24) und besitzen generell 
keine geringere Beweiskraft als andere Beweismittel 
(vgl. § 23 Abs. 2). Sie dürfen nicht unwiderlegt als 
Schutzbehauptung abgewertet werden (vgl. z. B. 
Ziff. I. 2., I. 4. und III. 2. der P1ROG vom 16. 3. 
1978 BG Leipzig, Urteil vom 30. 12. 1969 - 1 BSB 
356/69).

1.5. Das Recht, sich selbst zu verteidigen und sich in 
jeder Lage des Verfahrens eines Verteidigers zu be­
dienen, sichert, daß der Beschuldigte und der Ange­
klagte alle Verteidigungsrechte allein, neben ihrem 
Verteidiger oder durch diesen wahrnehmen können. 
Auch in den Fällen der obligatorischen, unverzicht­
baren Bestellung eines Verteidigers (vgl. § 63 Abs. 1, 
§ 72 Abs. 2) können sie sich selbst verteidigen. Der 
Verteidiger darf auf Rechte des Beschuldigten oder 
des Angeklagten ohne dessen Zustimmung nicht 
verzichten (vgl. z. B. § 225 Abs. 1 Ziff. 3, § 229 Abs.2, 
§§ 234, 238). Zum Recht auf selbständige Verteidi­
gung gehört, daß dem inhaftierten Beschuldigten 
oder Angeklagten die Möglichkeit gegeben wird, 
das StGB, Strafbestimmungen außerhalb des StGB,

die StPO, Durchführungsbestimmungen, Erläute­
rungen und Kommentare dazu einzusehen. Der Be­
schuldigte oder der Angeklagte kann von der Einlei­
tung eines Ermittlungsverfahrens bis zum rechts­
kräftigen Abschluß des gerichtlichen Verfahrens, 
der Verurteilte im Stadium der Strafenverwirkli­
chung sowie im Kassations- und Wiederaufnahme­
verfahren einen Verteidiger wählen und dessen 
Hilfe in Anspruch nehmen.

1.6. Das Recht, Beweisanträge zu stellen, ermöglicht 
die aktive Mitwirkung des Beschuldigten oder des 
Angeklagten an der Wahrheitserforschung. Beweis­
anträge des Beschuldigten oder des Angeklagten 
sind stets zu protokollieren und zu prüfen. Ihnen ist 
stattzugeben, wenn sie im Rahmen der notwendigen 
Sachaufklärung zur Feststellung der Wahrheit bei­
tragen können (vgl. §8 Abs. 2, §47 Abs. 1, § 106 
Abs. 1 Ziff. 9, §§ 206, 223). Ein Beweisantrag kann 
nicht zurückgewiesen werden, weil er frühzeitiger 
hätte gestellt werden können. Die Ablehnung von 
Beweisanträgen ist dem Beschuldigten oder dem 
Angeklagten unverzüglich mitzuteilen und zu be­
gründen. Gegen die Ablehnung steht dem Beschul­
digten im Ermittlungsverfahren die Beschwerde zu 
(vgl. §91). Der Beschuldigte oder der Angeklagte 
kann abgelehnte Beweisanträge wiederholen, wenn 
neue Gesichtspunkte vorliegen oder ein neues Ver­
fahrensstadium eintritt.

1.7. Das Recht, andere Anträge zu stellen, bezieht 
sich vor allem auf Unterbrechungs- und Vertagungs­
anträge (vgl. z. B. § 65 Abs. 1 und 2, § 236 Abs. 2, 
§ 237 Abs. 3), Anträge zur Ablehnung eines Richters 
oder Protokollführers (vgl. §§ 159, 163), zur Ergän­
zung oder Berichtigung des Protokolls (vgl. § 254 
Abs. 3) und zur Befreiung von den Folgen einer 
Fristversäumung (vgl. §§ 79, 80).

1.8. Das Recht, Rechtsmittel einzulegen, umfaßt die 
Möglichkeit des Beschuldigten, im Ermittlungsver­
fahren gegen Maßnahmen des U-Organs oder des 
Staatsanwalts Beschwerde einzulegen (vgl. §91). 
Gegen gerichtliche Entscheidungen hat der Be­
schuldigte oder der Angeklagte die Beschwerde 
gern. §§305 ff. Dies betrifft insbes. den Haftbefehl 
(vgl. §§ 122, 127), die richterliche Bestätigung von 
Durchsuchungen, Beschlagnahmen, Überwachun­
gen und Aufnahmen des Fernmeldeverkehrs und 
von Arresten (vgl. § 121), die Verurteilung zum 
Schadenersatz (vgl. §242 Abs. 5, §310). Gegen ein 
seine Schuld feststellendes Urteil erster Instanz hat
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